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MERKBLATT

zum Verfahren vor dem Schlichtungsausschuss zur Beilegung von
Streitigkeiten aus Berufsausbildungsverhaltnissen

Kommt es zu Streitigkeiten zwischen einem Auszubildenden und dem ausbildenden Betrieb, so
steht es beiden Parteien offen, den Rechtsweg zu beschreiten. Das Arbeitsgerichtsgesetz sieht
in 8 111 Abs. 2 vor, dass bei Streitigkeiten aus Berufsausbildungsverhéltnissen noch vor dem
Anrufen der Arbeitsgerichte ein Schlichtungsverfahren vor den Ausschiissen zur Beilegung von
Streitigkeiten aus Berufsausbildungsverhaltnissen durchzuftihren ist. Die jeweils nach dem Be-
rufsbildungsgesetz fiir die Betreuung eines Berufsausbildungsverhaltnisses zustandige Industrie-
und Handelskammer bildet Ausschisse, die den Versuch unternehmen sollen, in mindlicher
Verhandlung die Streitigkeit gutlich beizulegen. Dieses hat fir beide Seiten in der Regel nicht
nur einen Kostenvorteil, sondern vermeidet auch den haufig mit einem Arbeitsgerichtsprozess
verbundenen "bitteren Beigeschmack". Erfahrungsgemalf? bleibt das Verhaltnis zwischen Ausbil-
dendem und Auszubildenden belastet, wenn Streitigkeiten schon einmal vor den Arbeitsgerichten
ausgetragen wurden und dort der Fall streitig entschieden werden musste. Das Schlichtungsver-
fahren bietet demgegenuber die Moglichkeit, den Streit in gitlicher und nicht zu férmlicher Atmo-
sphére zu erdrtern und nach Losungswegen zu suchen, die fur beide Parteien akzeptabel sind.
Darlber hinaus hat das Anrufen der Schlichtungsausschiisse angesichts der haufig tberlasteten
Arbeitsgerichte auch einen zeitlichen Vorteil.

Sachliche und drtliche Zustandigkeit

Der Schlichtungsausschuss ist flr alle Streitigkeiten zwischen Ausbildenden und Auszubildenden
aus einem bestehenden Berufsausbildungsverhaltnis zustandig. Diese Formulierung ist wortlich
zu verstehen. Der Schlichtungsausschuss kann sich also nur dann mit einer Streitigkeit befas-
sen, wenn und solange das Berufsausbildungsverhéltnis rechtlich noch besteht. Zweck des
Schlichtungsverfahrens ist es namlich, nach Mdglichkeit einer Auflésung des Berufsausbildungs-
verhaltnisses entgegenzuwirken. Ist allerdings unter den Parteien streitig, ob ein Berufsausbil-
dungsverhaltnis durch eine Kindigung rechtswirksam aufgelost wurde, kann gleichwohl der
Schlichtungsausschuss angerufen werden, weil erst im Schlichtungsverfahren die Wirksamkeit
dieser Kundigung berprift wird. Das gilt nach mittlerweile einhelliger Auffassung der Rechtspre-
chung auch bei auRerordentlichen Kiindigungen des Berufsausbildungsverhaltnisses. Aber auch
Streitigkeiten Uber die Verlangerung des Berufsaushildungsverhaltnisses missen zunachst vor
dem Schlichtungsausschuss verhandelt werden.

Streiten die Parteien dagegen z. B. um die Begrundetheit und die Hohe von Schadensersatzfor-
derungen eines mittlerweile unstreitig beendeten Berufsausbildungsverhaltnisses, so sind die
Schlichtungsausschiisse nicht zustandig. Hier ist dann unmittelbar Klage vor den Arbeitsgerich-
ten geboten.

Beachtet werden sollte auch, dass bei Streitigkeiten im Rahmen von Umschulungs- oder Fortbil-
dungsverhéltnissen die Arbeitsgerichte direkt anzurufen sind, sofern arbeitsrechtliche Streitigkei-
ten vorliegen. Dieses gilt auch bei Umschulungsverhaltnissen in anerkannten Ausbildungsberufen.

Ortlich zustandig ist in der Regel derjenige Schlichtungsausschuss, der bei der das Berufsausbil-
dungsverhéltnis betreuenden IHK errichtet wurde.
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Zusammensetzung des Schlichtungsausschusses

Der Ausschuss setzt sich aus je einem ehrenamtlichen Vertreter der Arbeitgeber und Arbeitneh-
mer zusammen. Die Protokollfihrung wird von einem Mitarbeiter der IHK wahrgenommen.

Unabhangigkeit des Schlichtungsausschusses

Nach der gesetzlichen Regelung ist der Schlichtungsausschuss zwar ein Organ der IHK mit
besonderem Aufgabenbereich, jedoch ohne rechtliche Eigensténdigkeit. Die Mitglieder sind in
ihren Entscheidungen ausschlie3lich den geltenden Gesetzen unterworfen. Die Industrie- und
Handelskammer fuhrt die Geschéfte des Schlichtungsausschusses, das heildt, dass alle Antrage,
Zuschriften sowie mundliche und telefonische Mitteilungen und Anfragen an die Dienstanschrift
der IHK zu richten sind. Von hier aus erfolgt auch die verbindliche Terminierung der mindlichen
Verhandlung.

Gang des Verfahrens

Den Ablauf des Verfahrens hat die Industrie- und Handelskammer durch eine Verfahrensordnung
geregelt. Die Verfahrensordnung kann auf Nachfrage bei der IHK bezogen werden.

Will ein Auszubildender oder ein Ausbildender ein Verfahren vor dem Ausschuss einleiten, so hat
er bei der zustéandigen IHK einen Antrag schriftlich oder miindlich zu Protokoll zu geben. Dieser
Antrag sollte die Bezeichnung der Beteiligten (Antragsteller und Antragsgegner), ein bestimmtes
Antragsbegehren sowie eine diesbeziigliche Begriindung enthalten. Ist der Auszubildende noch
minderjéhrig, so kann der entsprechende Antrag nur von seinem gesetzlichen Vertreter gestellt
werden.

Auf den Antrag hin setzt die fungierende IHK einen Verhandlungstermin fest und beruft den
Ausschuss ein. Sie ladt die Beteiligten zur mindlichen Verhandlung ein und ordnet ihr personli-
ches Erscheinen an. Eine Rechtsvertretung muss angezeigt werden.

Dem Antragsgegner stellt die IHK zusammen mit der Ladung die Kopie oder Zweitschrift des
gestellten Antrags zu. Der Antragsgegner erhélt die Méglichkeit, sich noch vor dem mindlichen
Termin schriftlich zu &uRern.

Abschluss des Verfahrens

Nach Erorterung der Sach- und Rechtslage gibt es fur das Verfahren vor dem Ausschuss funf
Mdglichkeiten des Verfahrensabschlusses:

- Die Parteien einigen sich gutlich und legen diese Einigung in einem schriftlichen Vergleich
nieder, der von ihnen und den Mitgliedern des Ausschusses zu unterzeichnen ist.

- Sind die Parteien zu einer gutlichen Beilegung der Streitigkeit nicht bereit, so hat der Aus-
schuss einen Schlichtungsspruch zu fallen. Dieser Schlichtungsspruch wird zunachst in Ab-
wesenheit der Beteiligten beraten und sodann unter Darlegung der wesentlichen Entschei-
dungsgrinde verkiindet. Die Beteiligten erhalten spétestens innerhalb einer Woche nach
Verkindung des Spruches eine vom Vorsitzenden unterzeichnete Ausfertigung des Spru-
ches mit Rechtsmittelbelehrung.

- Es st allerdings auch der Fall denkbar, dass die Ausschussmitglieder den Streitfall unter-
schiedlich beurteilen und sich deshalb auf einen einheitlichen Schlichtungsspruch nicht eini-
gen kdnnen. Auch in einem solchen Falle erhalten die Parteien nach der mindlichen Ver-
kiindigung, dass ein Schlichtungsspruch nicht zustande gekommen ist, eine Ausfertigung
der Niederschrift zusammen mit einer Rechtsmittelbelehrung.
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- Erscheint der Antragsteller ohne ausreichende Entschuldigung nicht zum Verhandlungster-
min, so ist auf Antrag ein Versaumnisspruch dahingehend zu erlassen, dass der Antragstel-
ler mit seinem Begehren abgewiesen wird. Bei Saumnis des Antragsgegners ist dem An-
tragsbegehren stattzugeben, sofern die Begrindung des Antrags es rechtfertigt.

- Darlber hinaus ist denkbar, dass der Antrag vom Antragsteller vor dem Verhandlungstermin
schriftlich zuriickgenommen wird.

Weiteres Verfahren

Kommt eine gutliche Einigung zwischen den Parteien nicht zustande, so ist der weitere
Rechtsweg zu den Arbeitsgerichten gegeben. Binnen von zwei Wochen ist vor dem zustandi-
gen Arbeitsgericht Klage zu erheben. Allerdings entfallt vor dem Arbeitsgericht die sonst obliga-
torische Giteverhandlung, da ja eine gitliche Einigung bereits erfolglos versucht worden ist.

Wurde zwar in der mindlichen Verhandlung noch keine gutliche Einigung herbeigefiihrt, son-
dern ein Schlichtungsspruch gefallt, so wird dieser nur wirksam, wenn er innerhalb einer Woche
nach Verkiindung durch die Parteien anerkannt wird. Die zustandige IHK/-Geschaftsstelle hat
die Beteiligten unverztiglich davon zu unterrichten, ob ein Schlichtungsspruch anerkannt wurde.
Bei Nichtanerkennung ist wiederum die Klage vor dem zustandigen Arbeitsgericht gegeben.
Gleiches gilt im Falle des Nichtzustandekommens eines Schlichtungsspruchs, weil sich die
Schlichter nicht haben einigen kénnen.

Ein von den Beteiligten anerkannter Spruch besitzt die Rechtskraft eines Urteils. Aus einem
anerkannten Spruch und aus einem Vergleich findet die Zwangsvollstreckung statt, wenn der
Spruch von dem Vorsitzenden des Arbeitsgerichts, das fur die Geltendmachung des Anspruchs
zustandig ware, fur vollstreckbar erklart worden ist.

Kosten

Das Verfahren vor dem Schlichtungsausschuss selbst ist gebuhrenfrei. Jeder Beteiligte tragt
allerdings die ihm durch das Verfahren entstandenen Kosten selbst. Zeugen und Sachverstan-
dige sind von demjenigen Beteiligten zu entschadigen, der sie zum Beweis seiner Behauptung
angeboten hat.

Wenn diese Regelung allerdings zu billigen Harten fihren wiirde, kann der Ausschuss durch
Spruch eine Kostenentscheidung féllen.

Schlichtungsstandorte der Industrie- und Handelskammer Koblenz:

Industrie- und Handelskammer Koblenz, Schlossstral3e 2, 56068 Koblenz,

IHK-Regionalgeschéftsstelle Altenkirchen, Wiedstral3e 9, 57610 Altenkirchen,
IHK-Regionalgeschaftsstelle Bad Kreuznach, John-F.-Kennedy-Stra3e 13, 55545 Bad Kreuznach,
IHK-Regionalgeschaftsstelle Bad Neuenahr-Ahrweiler, Joerresstralle 11, 53474 Bad Neuenahr-Ahrweiler
IHK-Regionalgeschaftsstelle Idar-Oberstein, Hauptstrale 161, 55743 Idar-Oberstein,
IHK-Regionalgeschaftsstelle Montabaur, Bahnhofsplatz 2-4, 56410 Montabaur,
IHK-Regionalgeschéftsstelle Neuwied, Andernacher Strafl3e 17, 56564 Neuwied,
IHK-Regionalgeschéftsstelle Simmern, Vor dem Tor 3, 55469 Simmern

Stand: 3/2021

Seite 3 von 3



	M E R K B L A T T
	Sachliche und örtliche Zuständigkeit
	Zusammensetzung des Schlichtungsausschusses
	Unabhängigkeit des Schlichtungsausschusses
	Gang des Verfahrens
	Abschluss des Verfahrens
	Kosten
	Schlichtungsstandorte der Industrie- und Handelskammer Koblenz:




